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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Zustimmung zu dem Staatsvertrag über 

die Hochschulzulassung
Dem am 21. März 2019 vom Land Berlin unterzeichneten Staats-

vertrag über die Hochschulzulassung wird zugestimmt. Der Staats-
vertrag wird nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2 
Gesetz über die Zulassung zu den Hochschulen 

des Landes Berlin in zulassungsbeschränkten Studiengängen 
(Berliner Hochschulzulassungsgesetz – BerlHZG)
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Gesetz
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Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz und der Staatsvertrag über die Hochschulzulassung 
vom 21./23. März 2019 und vom 4. April 2019 (GVBl. S. 695) (im 
Folgenden: Staatsvertrag) regeln die Studienplatzvergabe in allen 
zulassungsbeschränkten Studiengängen der staatlichen Hochschu-
len des Landes Berlin. Als staatliche Hochschule des Landes Berlin 
im Sinne dieses Gesetzes gilt auch die Charité – Universitätsmedizin 
Berlin. Soweit nach diesem Gesetz oder nach auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Vorschriften der Akademische Senat einer Hoch-
schule für Entscheidungen zuständig ist, werden diese für die Chari-
té – Universitätsmedizin Berlin durch das Organ getroffen, das dort 
für die Einrichtung von Studiengängen zuständig ist.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1) Deutsche Hochschulzugangsberechtigung ist eine auf dem 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland oder an einer deutschen 
Auslandsschule erworbene Hochschulzugangsberechtigung. Einer 
Hochschulzugangsberechtigung nach Satz 1 gleichgestellt ist das 
Europäische Abitur einer Europäischen Schule nach der Vereinba-
rung über die Satzung der Europäischen Schulen (ABl. Nr. 212 vom 
17. August 1994, S. 3).

(2) Deutschen gleichgestellt sind:
1. Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäi-

schen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum,

2. in der Bundesrepublik Deutschland wohnende Kinder von 
Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union oder von Vertragsstaaten des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, sofern diese Staatsangehörigen 
in der Bundesrepublik Deutschland beschäftigt sind oder gewe-
sen sind,

3. in der Bundesrepublik Deutschland wohnende andere Familien-
angehörige von Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaa-
tes der Europäischen Union oder von Vertragsstaaten des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum im Sinne von 
Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 2004/38/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 (ABl. L 158 
vom 30. April 2004, S. 77), sofern diese Staatsangehörigen in 
der Bundesrepublik Deutschland beschäftigt sind, sowie

4. sonstige ausländische Staatsangehörige oder Staatenlose, die 
eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung besitzen.

(3) Zentrales Vergabeverfahren ist das Verfahren für die Vergabe 
der Studienplätze nach Abschnitt 3 des Staatsvertrages.
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(4) Örtliches Vergabeverfahren ist das Verfahren, in dem die Hoch-
schulen des Landes Berlin Studienplätze in Studiengängen vergeben, 
die nicht in das Zentrale Vergabeverfahren einbezogen sind.

§ 3 
Zulassungsbeschränkungen

(1) Die Zulassung zum Studium an den Hochschulen des Landes 
Berlin kann für einzelne Studiengänge durch Festsetzung der Zahl der 
von der einzelnen Hochschule höchstens aufzunehmenden Bewerbe-
rinnen und Bewerber in einem Studiengang (Zulassungszahl) nach 
Maßgabe dieses Gesetzes und des Staatsvertrages beschränkt werden.

(2) In Studiengängen des örtlichen Vergabeverfahrens gilt bis zum 
Inkrafttreten einer gesetzlichen Regelung Artikel 6 des Staatsver-
trages entsprechend.

(3) Zulassungszahlen sind festzusetzen, wenn die nach den Be-
stimmungen der Kapazitätsverordnung vom 10. Mai 1994 (GVBl. 
S. 186), die zuletzt durch Verordnung vom 13. Juni 2019 (GVBl. 
S. 403) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung er-
mittelten Aufnahmequoten für einen Studiengang im ersten Fachse-
mester zu den letzten beiden Zulassungsterminen durch die tatsäch-
lich erfolgten Einschreibungen deutlich überschritten wurden oder 
die ordnungsgemäße Ausbildung der Studierenden nicht mehr ge-
währleistet werden kann.

§ 4 
Festsetzung der Zulassungszahl

(1) Die Zulassungszahlen für die Studiengänge werden vom Aka-
demischen Senat der Hochschule durch Satzung festgesetzt. Sofern 
die Hochschule in Fachbereiche, Fakultäten oder Abteilungen ge-
gliedert ist, erfolgt die Festsetzung im Benehmen mit dem Fachbe-
reich, der Fakultät oder der Abteilung, in dem oder in der der be-
treffende Studiengang angeboten wird. Die Zulassungszahl kann 
von der für die Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung durch 
Rechtsverordnung festgesetzt werden, wenn nach Aufforderung 
durch die Senatsverwaltung innerhalb einer von dieser gesetzten 
angemessenen Frist die Zulassungszahl für einen bestimmten Stu-
diengang nicht nach Satz 1 festgesetzt wird.

(2) Die Satzung der Hochschule gemäß Absatz 1 Satz 1 bedarf der 
Bestätigung der für Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung. 
Dem Antrag auf Bestätigung der Satzung ist der gemäß Artikel 6 
Absatz 4 des Staatsvertrages geforderte Bericht beizufügen. Das 
Bestätigungsverfahren erstreckt sich auf die Überprüfung der Recht-
mäßigkeit und der Zweckmäßigkeit der Satzung.

(3) Wird die Satzung nicht gemäß Absatz 2 bestätigt, so ist der 
Hochschule eine angemessene Frist zu setzen, der Beanstandung 
Rechnung zu tragen. Kommt der Akademische Senat dieser Auffor-
derung nicht nach, kann die für Hochschulen zuständige Senatsver-
waltung die Zulassungszahl durch Rechtsverordnung festsetzen.

§ 5 
Zuständigkeiten bei der Studienplatzvergabe

(1) Den Hochschulen des Landes Berlin obliegt die Studienplatz-
vergabe im örtlichen Vergabeverfahren.

(2) Die Studienplatzvergabe im Zentralen Vergabeverfahren ob-
liegt der Stiftung für Hochschulzulassung. Abweichend von Satz 1 
obliegt die Studienplatzvergabe im Zentralen Vergabeverfahren den 
Hochschulen des Landes Berlin:
1. bei ausländischen und staatenlosen Bewerberinnen und Bewer-

bern, die Deutschen nicht gleichgestellt sind,
2. in den Fällen des § 9 Absatz 1 Nummer 2 und 3,
3. bei Bewerberinnen und Bewerbern für das zweite und die fol-

genden Semester (höhere Fachsemester).

§ 6 
Durchführung von Auswahlverfahren

Übersteigt in einem Studiengang die Zahl der Bewerberinnen und 
Bewerber die festgesetzte Zulassungszahl, wird ein Auswahlver-
fahren durchgeführt. Die Anzahl möglicher Zulassungsanträge kann 
von der für Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung durch 
Rechtsverordnung beschränkt werden.

§ 7 
Benachteiligungsverbot

(1) Den Bewerberinnen und Bewerbern dürfen keine Nachteile 
entstehen:
1. aus der Erfüllung von Dienstpflichten nach Artikel 12a des 

Grundgesetzes und der Übernahme solcher Dienstpflichten und 
entsprechender Dienstleistungen auf Zeit bis zur Dauer von drei 
Jahren,

2. aus der Ableistung eines freiwilligen Wehrdienstes als besonde-
res staatsbürgerliches Engagement nach dem Soldatengesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mai 2005 (BGBl. I 
S. 1482), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 4. August 
2019 (BGBl. I S. 1147) geändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung,

3. aus der Ableistung eines Bundesfreiwilligendienstes nach dem 
Bundesfreiwilligendienstgesetz vom 28. April 2011 (BGBl. I 
S. 687), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Mai 
2019 (BGBl. I S. 644) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung,

4. aus der Ableistung von Entwicklungsdienst nach dem Entwick-
lungshelfer-Gesetz vom 18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549), das zu-
letzt durch Artikel 6 Absatz 13 des Gesetzes vom 23. Mai 2017 
(BGBl. I S. 1228) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung,

5. aus der Ableistung eines Jugendfreiwilligendienstes im Sinne des 
Jugendfreiwilligendienstegesetzes vom 16. Mai 2008 (BGBl. I 
S. 842), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6. Mai 2019 
(BGBl. I S. 644) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung oder im Rahmen eines von der Bundesregierung geför-
derten Modellprojekts,

6. aus der Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jahren oder 
einer pflegebedürftigen Person aus dem Kreis der sonstigen An-
gehörigen bis zur Dauer von drei Jahren,

(im Folgenden: Dienst).
Die Berücksichtigungsfähigkeit eines Dienstes nach Satz 1 setzt vo-
raus, dass durch eine Bescheinigung glaubhaft gemacht wird, dass 
der Dienst in vollem Umfang abgeleistet ist oder bei einer Bewer-
bung für das Sommersemester bis zum 31. März und bei einer Be-
werbung für das Wintersemester bis zum 30. September im Umfang 
der gesetzlich vorgeschriebenen Mindestdauer abgeleistet sein wird, 
oder glaubhaft gemacht wird, dass bis zu den genannten Zeitpunkten 
mindestens sechs Monate Dienst nach Satz 1 Nummer 6 ausgeübt 
sein werden. Der von einem nach § 2 Absatz 2 Deutschen gleichge-
stellten ausländischen Staatsangehörigen oder Staatenlosen geleiste-
te Dienst steht einem Dienst nach Satz 1 gleich, wenn er diesem 
gleichwertig ist.

(2) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 werden in dem 
im Zulassungsantrag genannten Studiengang auf Grund eines frühe-
ren Zulassungsanspruchs vor der Auswahl der Bewerberinnen und 
Bewerber nach den §§ 8, 9, 10 und 11 ausgewählt, wenn sie zu Be-
ginn oder während eines Dienstes für diesen Studiengang zugelas-
sen worden sind oder wenn zu Beginn oder während eines Dienstes 
für diesen Studiengang an der Hochschule keine Zulassungszahlen 
festgesetzt waren. Sofern mehr Bewerberinnen und Bewerber nach 
Absatz 1 zuzulassen sind, als Plätze zur Verfügung stehen, entschei-
det das Los.
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Abschnitt 2 
Studiengänge, die zu einem ersten 

berufsqualifizierenden Abschluss führen

Unterabschnitt 1 
Zentrales Vergabeverfahren für 

das erste Fachsemester

§ 8 
Vorabquoten

(1) In einem Auswahlverfahren im Zentralen Vergabeverfahren 
sind bis zu 20 Prozent der zur Verfügung stehenden Studienplätze 
vorzubehalten für:
1. Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des Zu-

lassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde,
2. Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechen-

der Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen be-
sonderen öffentlichen Bedarfs auszuüben,

3. ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht 
Deutschen gleichgestellt sind,

4. Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem 
anderen Studiengang abgeschlossen haben (Bewerberinnen und 
Bewerber für ein Zweitstudium).

(2) Die Quoten nach Absatz 1 werden für die Studienplätze je 
Studienort gebildet; je gebildeter Quote ist mindestens ein Studien-
platz zur Verfügung zu stellen. Nicht in Anspruch genommene Stu-
dienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 werden nach § 9 Absatz 1 
vergeben.

(3) Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere, vor 
allem soziale und familiäre Gründe in der Person der Bewerberin 
oder des Bewerbers die sofortige Aufnahme des Studiums zwingend 
erfordern.

(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Nummer 4 wer-
den nach den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und nach den 
für die Bewerbung für ein weiteres Studium maßgeblichen Gründen 
ausgewählt.

(5) Wer den Quoten nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 unterfällt, 
kann nicht im Verfahren nach § 9 zugelassen werden.

(6) Die Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 werden in 
erster Linie nach der Qualifikation vergeben. Diese richtet sich nach 
dem Ergebnis der ausländischen Hochschulzugangsberechtigung, 
zusätzlich kann die Hochschule für die Ermittlung der Qualifikation 
das Ergebnis eines allgemeinen oder fachspezifischen Studierfähig-
keitstests berücksichtigen. Wird ein Studierfähigkeitstest berück-
sichtigt, muss er zumindest einen erheblichen Einfluss auf die Aus-
wahlentscheidung haben. § 9 Absatz 5 gilt entsprechend. Besondere 
Umstände, die für ein Studium an einer deutschen Hochschule 
sprechen, können darüber hinaus berücksichtigt werden. Als ein 
solcher Umstand ist insbesondere anzusehen, wenn die Bewerberin 
oder der Bewerber:
1. von einer deutschen Einrichtung zur Förderung Studierender für 

ein Studium ein Stipendium erhält,
2. auf Grund besonderer Vorschriften mit der Einweisung in ein 

Studienkolleg oder eine vergleichbare Einrichtung für die Zu-
teilung eines Studienplatzes in dem im Zulassungsantrag ge-
nannten Studiengang vorgemerkt ist,

3. in der Bundesrepublik Deutschland Asylrecht genießt,
4. aus einem Entwicklungsland oder einem Land kommt, in dem es 

keine Ausbildungsstätten für den betreffenden Studiengang gibt,
5. einer deutschsprachigen Minderheit im Ausland angehört.
Verpflichtungen auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind 
zu berücksichtigen.

§ 9 
Hauptquoten

(1) In Studiengängen, die in das Zentrale Vergabeverfahren ein-
bezogen sind, werden die nach Abzug der Studienplätze nach § 8 
verbleibenden Studienplätze nach den folgenden Grundsätzen ver-
geben:
1. zu 30 Prozent durch die Stiftung für Hochschulzulassung nach 

dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung (Note und 
Punkte),

2. zu 10 Prozent durch die Hochschulen nach dem Ergebnis eines 
Auswahlverfahrens nach Absatz 2,

3. im Übrigen durch die Hochschulen nach dem Ergebnis eines 
von der jeweiligen Hochschule festzulegenden Auswahlverfah-
rens nach Absatz 3.

(2) In der Quote nach Absatz 1 Nummer 2 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach einer Verbindung von
1. dem Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests,
2. der Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstä-

tigkeit in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft gibt.

Das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und deren Einzel-
noten werden nicht berücksichtigt. Die Kriterien nach Nummer 1 
und 2 müssen zu gleichen Teilen in die Bewertung eingehen. Arti-
kel 18 des Staatsvertrages bleibt unberührt. Während der in Arti-
kel 18 Absatz 1 des Staatsvertrages benannten Übergangszeit kann 
die Hochschule mit Zustimmung der für Hochschulen zuständigen 
Senatsverwaltung von Satz 3 abweichen.

(3) In der Quote nach Absatz 1 Nummer 3 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze
1. nach folgenden Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung:

a) Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das ge-
wählte Studium (Note und Punkte),

b) gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechti-
gung, die über die fachspezifische Eignung Auskunft geben,

2. nach folgenden Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsbe-
rechtigung:
a) Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests,
b) Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfah-

ren, die von der Hochschule mit den Bewerberinnen und Be-
werbern durchgeführt werden, um Aufschluss über deren 
Eignung für das gewählte Studium und den angestrebten Be-
ruf zu erhalten,

c) Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstä-
tigkeit in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft gibt,

d) besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschu-
lische Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die 
über die fachspezifische Eignung Auskunft geben.

In die Auswahlentscheidung ist neben dem Ergebnis der Hochschul-
zugangsberechtigung nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a mindes-
tens ein schulnotenunabhängiges Kriterium einzubeziehen; im Stu-
diengang Medizin ist zusätzlich mindestens ein weiteres 
schulnotenunabhängiges Kriterium zu berücksichtigen. Mindestens 
ein schulnotenunabhängiges Kriterium ist erheblich zu gewichten. 
In die Auswahlentscheidung fließt mindestens ein fachspezifischer 
Studieneignungstest nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a ein.

(4) In den Quoten nach Absatz 1 Nummer 3 können die Hoch-
schulen durch Satzung Unterquoten festlegen. Unterquoten dürfen 
einen Umfang von 15 Prozent der in der Quote vergebenen Studien-
plätze nicht überschreiten, wenn darin ein Kriterium oder mehrere 
Kriterien ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder aus-
schließlich nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 verwendet werden. Die 
Satzung bedarf der Bestätigung der für Hochschulen zuständigen 
Senatsverwaltung. Absatz 10 Satz 3 gilt entsprechend.
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(5) Die Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 sind jeweils in stan-
dardisierter, strukturierter und qualitätsgesicherter Weise transparent 
anzuwenden. Sie müssen in ihrer Gesamtheit eine hinreichende Vor-
hersagekraft für den Studienerfolg und die sich typischerweise an-
schließenden Berufstätigkeiten gewährleisten. Wird ein Kriterium 
als einziges Kriterium verwendet, muss es eine hinreichende Vorher-
sagekraft für den Studienerfolg und die sich typischerweise an-
schließenden beruflichen Tätigkeiten haben.

(6) Bei der Entscheidung über die Studienplatzvergabe ist zu-
nächst die Quote nach Absatz 1 Nummer 1, dann die Quote nach 
Absatz 1 Nummer 2 und danach die Quote nach Absatz 1 Nummer 3 
abzuarbeiten. Bewerberinnen und Bewerber, die in einer der Quoten 
ein Zulassungsangebot angenommen haben oder eine Zulassung er-
halten haben, werden von der Teilnahme an weiteren Verfahren in 
den übrigen Quoten ausgeschlossen.

(7) Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten 
nach Absatz 1 werden anteilig in den übrigen Quoten des Absatzes 1 
vergeben.

(8) Wer geltend macht, aus nicht selbst zu vertretenden Umstän-
den daran gehindert gewesen zu sein, einen für die Berücksichtigung 
bei der Auswahl nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechti-
gung (§ 9 Absatz 1 Nummer 1 und 3) besseren Wert zu erreichen, 
wird mit dem nachgewiesenen Wert an der Vergabe der Studienplät-
ze in diesen Quoten beteiligt.

(9) Die nähere Ausgestaltung des Verfahrens nach Absatz 3 und 
die Auswahl der Kriterien regelt die Hochschule durch Satzung, die 
der Bestätigung der für die Hochschulen zuständigen Senatsverwal-
tung bedarf. Verfahren und Kriterien sind in der Satzung so zu ge-
stalten, dass niemand mittelbar oder unmittelbar auf Grund des Ge-
schlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschau-
ung, der Behinderung oder sexuellen Identität diskriminiert wird. 
Das Bestätigungsverfahren erstreckt sich auf die Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit und der Zweckmäßigkeit der Satzung. Gebühren für 
die Durchführung des Auswahlverfahrens nach den in Absatz 3 
Satz 1 Nummer 1 und 2 Buchstabe c genannten Kriterien werden 
nicht erhoben. Soweit Gebühren für die Durchführung des Auswahl-
verfahrens erhoben werden, dürfen diese 25 Euro pro Aufnahmever-
fahren nicht übersteigen. Im Falle der Immatrikulation wird die 
Aufnahmegebühr mit der Immatrikulationsgebühr verrechnet.

Unterabschnitt 2 
Örtliches Vergabeverfahren für das erste Fachsemester

§ 10 
Vorabquoten

(1) In einem Auswahlverfahren im örtlichen Vergabeverfahren 
sollen bis zu 30 Prozent, jedoch nicht weniger als 20 Prozent, der zur 
Verfügung stehenden Studienplätze vorbehalten werden für:
1. Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des Zu-

lassungsantrags eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde,
2. Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechen-

der Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen be-
sonderen öffentlichen Bedarfs auszuüben,

3. ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht 
Deutschen gleichgestellt sind,

4. Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem 
anderen Studiengang abgeschlossen haben; hierzu zählen nicht 
Bewerberinnen und Bewerber für konsekutive Masterstudien-
gänge,

5. Bewerberinnen und Bewerber, die zum Zeitpunkt des Bewer-
bungsschlusses noch minderjährig sind und ihren Wohnsitz im 
Einzugsgebiet der Hochschule bei einer für sie sorgeberechtig-
ten Person haben,

6. Bewerberinnen und Bewerber, die einem im öffentlichen Inter-
esse förderungswürdigen Personenkreis angehören und auf 
Grund besonderer Umstände an den Studienort gebunden sind, 
insbesondere Bewerberinnen und Bewerber, die einem auf Bun-

desebene gebildeten Kader (Olympiakader, Paralympicskader, 
Perspektivkader, Ergänzungskader, Nachwuchskader 1 und 2) 
eines Bundesfachverbandes des Deutschen Olympischen Sport-
bundes für eine von den Olympiastützpunkten in den Ländern 
Berlin oder Brandenburg betreuten Sportarten angehören,

7. in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine sonstige 
Studienberechtigung verfügen.

Als Einzugsgebiet im Sinne dieses Gesetzes wird das Gebiet der 
Länder Berlin und Brandenburg festgelegt.

(2) Die Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden auf 
Antrag nach dem Grad der außergewöhnlichen Härte vergeben. Eine 
außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere, vor allem ge-
sundheitliche, soziale, behinderungsbedingte oder familiäre Gründe 
in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die sofortige Auf-
nahme des Studiums zwingend erfordern. Sie liegt auch vor, wenn 
einer Bewerberin oder einem Bewerber mit Wohnsitz im Einzugs-
gebiet der Hochschule aus gesundheitlichen, familiären, behinde-
rungsbedingten oder sozialen Gründen ein Umzug an einen anderen 
Studienort nicht zugemutet werden kann und die Wartezeit zum ge-
wünschten Studiengang im Land Berlin voraussichtlich länger als 
vier Semester umfassen würde.

(3) Für die Vergabe der Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 findet § 8 Absatz 6 entsprechende Anwendung.

(4) Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 werden nach 
den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und nach den für die Be-
werbung für ein weiteres Studium maßgeblichen Gründen vergeben.

(5) Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und 6 werden 
nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung vergeben.

(6) Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 werden in erster 
Linie unter Qualifikationsgesichtspunkten vergeben. Daneben kön-
nen die Motivation der Bewerberin oder des Bewerbers und beson-
dere soziale Belange berücksichtigt werden. Die Entscheidung über 
die Auswahlkriterien trifft der Akademische Senat der Hochschule 
durch Satzung.

(7) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 und 
Nummer 7 unterfällt, kann nicht im Verfahren nach § 11 zugelassen 
werden.

(8) Nach Absatz 1 nicht in Anspruch genommene Studienplätze 
werden nach § 11 vergeben.

§ 11 
Hauptquoten

(1) In Studiengängen im örtlichen Vergabeverfahren wird die 
Studienplatzvergabe durch die einzelne Hochschule nach Abzug der 
Vorabquoten nach folgenden Grundsätzen vorgenommen:
1. bis zu 60 Prozent nach dem Ergebnis eines von der Hochschule 

durchzuführenden Auswahlverfahrens,
2. im Übrigen zu gleichen Teilen nach dem Ergebnis der Hoch-

schulzugangsberechtigung und nach der Dauer der Zeit seit dem 
Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung für den gewählten 
Studiengang (Wartezeit), wobei Zeiten eines Studiums an einer 
Hochschule auf die Wartezeit nicht angerechnet werden; die 
Dauer der Wartezeit wird auf zehn Halbjahre begrenzt.

Die Höhe der Quote nach Satz 1 Nummer 1 regelt die Hochschule 
durch Satzung. Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung 
kann durch Rechtsverordnung festlegen, dass in bestimmten, bun-
desweit zulassungsbeschränkten Studiengängen abweichend von 
Satz 1 Nummer 1 60 Prozent der nach Abzug der Vorabquoten ver-
fügbaren Studienplätze über das Auswahlverfahren der Hochschule 
vergeben werden.

(2) Für die Auswahl nach dem Ergebnis der Hochschulzugangs-
berechtigung soll, soweit eine annähernde Vergleichbarkeit der Er-
gebnisse der Hochschulzugangsberechtigung im Verhältnis der 
Länder untereinander nicht gewährleistet ist, ein entsprechender 
Ausgleich bei der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber auf 
Basis von Prozentrangverfahren und unter Bildung von Landesquo-
ten erfolgen, wenn dies erforderlich ist, um das Ausbildungsgrund-
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recht aus Artikel 12 Absatz 1 des Grundgesetzes zu gewährleisten. 
Dabei gelten die Grundsätze von Artikel 10 Absatz 1 Satz 4 des 
Staatsvertrages. Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung 
bestimmt durch Rechtsverordnung die Einzelheiten des Verfahrens 
und die Einzelheiten zur technischen Umsetzung einschließlich der 
Nutzung elektronischer Datenverarbeitungsverfahren. Dabei kann 
eine stärkere Gewichtung des Bewerberanteils, als sie in Artikel 10 
des Staatsvertrages im Verhältnis zum Bevölkerungsanteil vorgese-
hen ist, vorgenommen werden.

(3) Die Hochschule vergibt die Studienplätze im Rahmen des 
Auswahlverfahrens nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 nach einer Ver-
bindung
1. von Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung (Qualifika-

tion)
a) Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das ge-

wählte Studium,
b) gewichtete Einzelnoten oder Gewichtung von Fächern der 

Hochschulzugangsberechtigung, die über die fachspezifi-
sche Motivation und Eignung Auskunft geben,

2. von Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung
a) Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests,
b) Art einer studienrelevanten Berufsausbildung, Berufstätig-

keit oder praktischen Tätigkeit, die über die besondere Eig-
nung für den gewählten Studiengang Aufschluss geben kön-
nen,

c) besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschu-
lische Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die 
über die fachspezifische Eignung Auskunft geben,

d) Vorbildungen auf Grund des erfolgreichen Besuchs eines 
besonderen studienvorbereitenden Kurses einer Schule oder 
Hochschule,

e) auf dem Niveau des europäischen Referenzrahmens (min-
destens C 1) nachgewiesene bilinguale Sprachkompetenz,

f) Ergebnis eines von der Hochschule durchzuführenden Ge-
sprächs mit den Bewerberinnen und Bewerbern, das Auf-
schluss über deren Motivation und über die Identifikation 
mit dem gewählten Studium und dem angestrebten Beruf 
geben sowie der Vermeidung von Fehlvorstellungen über 
die Anforderungen des Studiums dienen soll.

Bei der Auswahlentscheidung der Hochschule müssen Kriterien der 
Hochschulzugangsberechtigung und außerhalb der Hochschulzu-
gangsberechtigung zu gleichen Teilen einfließen. Durch Rechtsver-
ordnung kann die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung 
bestimmen, dass in einzelnen Studiengängen von Satz 2 abgewichen 
werden darf, wenn diese nicht bundesweit zulassungsbeschränkt 
sind. Das Gespräch nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe f darf nicht 
das einzige Auswahlkriterium außerhalb der Hochschulzugangsbe-
rechtigung im Sinne des Satzes 2 sein. Soll die Teilnehmerzahl an 
dem Auswahlverfahren begrenzt werden, entscheidet die Hochschu-
le über die Teilnahme nach einem der in Satz 1 genannten Maßstäbe 
oder nach einer Verbindung dieser Maßstäbe. Die nähere Ausgestal-
tung des Verfahrens und die Auswahl der Kriterien regelt die Hoch-
schule durch Satzung, die der Bestätigung der für Hochschulen zu-
ständigen Senatsverwaltung bedarf. § 9 Absatz 5 gilt entsprechend. 
Verfahren und Kriterien sind in der Satzung so zu gestalten, dass 
niemand mittelbar oder unmittelbar auf Grund des Geschlechts, der 
ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, der Behin-
derung oder sexuellen Identität diskriminiert wird. Das Bestäti-
gungsverfahren erstreckt sich auf die Überprüfung der Rechtmäßig-
keit und der Zweckmäßigkeit der Satzung. Gebühren für die 
Durchführung des Auswahlverfahrens nach Satz 1 Nummer 1 und 2 
Buchstabe b werden nicht erhoben. Soweit Gebühren für die Durch-
führung des Auswahlverfahrens erhoben werden, dürfen diese 25 
Euro pro Aufnahmeverfahren nicht übersteigen. Im Falle der Im-
matrikulation wird die Aufnahmegebühr mit der Immatrikulations-
gebühr verrechnet.

(4) Können Bewerberinnen oder Bewerber bei der Vergabe von 
Studienplätzen gemäß Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 3 
Satz 1 Nummer 1 nachweisen, dass sie aus einem nicht selbst zu 
vertretenden Umstand daran gehindert waren, ein besseres Ergebnis 
der Hochschulzugangsberechtigung oder eine längere Wartezeit zu 
erreichen, werden sie mit dem von ihnen nachgewiesenen besseren 
Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung oder längeren Warte-
zeit am Vergabeverfahren beteiligt.

(5) Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung kann in 
besonderen Fällen durch Rechtsverordnung die Einrichtung von 
Unterquoten im Auswahlverfahren der Hochschulen bestimmen 
oder zulassen.

Unterabschnitt 3 
Verfahrensübergreifende Regelungen

§ 12 
Auswahl bei Ranggleichheit

Bei gleichem Rang im Auswahlverfahren innerhalb der Vorab-
quoten oder der Hauptquoten haben Bewerberinnen und Bewerber 
Vorrang, die die in § 7 genannten Voraussetzungen erfüllen. Besteht 
danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los.

§ 13 
Auswahlverfahren für besondere Studiengänge

(1) In Studiengängen, die eine Hochschule des Landes Berlin ge-
meinsam mit anderen deutschen Hochschulen betreibt, wird im Zu-
lassungsverfahren die Auswahlentscheidung anerkannt, die von der 
für das Auswahlverfahren zuständigen Hochschule bereits getroffen 
worden ist.

(2) In internationalen Studiengängen und in Studiengängen, die 
eine Hochschule des Landes Berlin gemeinsam mit einer ausländi-
schen Hochschule betreibt, kann die Zulassung abweichend von den 
§§ 10 und 11 unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Stu-
diengangs geregelt werden.

§ 14 
Zulassungsverfahren für höhere Fachsemester

(1) Sind in einem Studiengang Zulassungszahlen für höhere Fach-
semester festgesetzt, werden die verfügbaren Studienplätze in fol-
gender Reihenfolge vergeben:
1. an Bewerberinnen und Bewerber, die eine Zulassung der Stif-

tung für Hochschulzulassung oder der Hochschule für das erste 
Fachsemester vorweisen,

2. an Bewerberinnen und Bewerber, die in dem Studiengang oder 
in verwandten Studiengängen an einer Hochschule im Bundes-
gebiet oder in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union end-
gültig eingeschrieben sind oder waren,

3. an sonstige Bewerberinnen und Bewerber.
(2) Sofern innerhalb der in Absatz 1 Nummer 2 genannten Be-

werbergruppe eine Auswahl erforderlich wird, erfolgt die Bestim-
mung der Rangfolge nach bisherigen Studienleistungen sowie sozia-
len, insbesondere familiären, wirtschaftlichen oder wissenschaftli-
chen Gründen.

(3) Voraussetzung für die Zulassung zu dem höheren Fachsemes-
ter ist, dass die Bewerberin oder der Bewerber die hierfür in einer 
Prüfungsordnung vorgeschriebene Prüfung bestanden oder die hier-
für in Studienplänen oder Studienordnungen festgelegten Studien-
leistungen der vorhergehenden Semester erbracht hat. Werden die 
Voraussetzungen des Satzes 1 für die Zulassung in dem angestrebten 
höheren Fachsemester nicht erfüllt, kann eine Zulassung in ein an-
deres höheres Fachsemester erfolgen, für das die Voraussetzungen 
nach Satz 1 vorliegen.
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Abschnitt 3 
Masterstudiengänge

§ 15 
Auswahlverfahren für konsekutive Masterstudiengänge

(1) In konsekutiven Masterstudiengängen wird die Studienplatz-
vergabe durch die einzelne Hochschule nach folgenden Grundsätzen 
vorgenommen:
1. bis zu 80 Prozent nach dem Ergebnis eines von der Hochschule 

durchzuführenden Auswahlverfahrens,
2. im Übrigen nach Wartezeit, wobei Zeiten eines Studiums an 

einer Hochschule auf die Wartezeit nicht angerechnet werden; 
die Wartezeit beginnt mit dem Bachelor-Abschluss, ihre Dauer 
wird auf sechs Jahre begrenzt.

Die Höhe der Quote nach Satz 1 Nummer 1 regelt die Hochschule 
durch Satzung. Bis zu fünf Prozent der zur Verfügung stehenden 
Studienplätze sollen für Bewerberinnen und Bewerber im Sinne des 
§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 vorgesehen werden. Eine außerge-
wöhnliche Härte liegt insbesondere dann vor, wenn gesundheitliche, 
soziale, behinderungsbedingte oder familiäre Gründe in der Person 
der Bewerberin oder des Bewerbers die sofortige Aufnahme des 
Masterstudiums zwingend erfordern.

(2) Die Hochschule vergibt die Studienplätze im Rahmen des 
Auswahlverfahrens nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
1. nach dem Grad der Qualifikation, die sich nach dem Ergebnis 

der Prüfung des vorangegangenen Studiengangs bemisst,
2. nach gewichteten Einzelnoten oder nach einer Gewichtung der 

Ergebnisse von Studienmodulen des vorangegangenen Studien-
gangs, die über die fachspezifische Motivation und Eignung 
Auskunft geben,

3. nach den Ergebnissen international anerkannter Sprach- und 
Fachtests, deren Eignung als Auswahlkriterium zu evaluieren 
ist,

4. nach einer Gewichtung des Studienfachs oder der Studienfächer 
des vorangegangenen Studiengangs, die über die fachspezifi-
sche Motivation und Eignung Auskunft geben,

5. nach zusätzlichen Qualifikationen, die außerhalb des Hoch-
schulstudiums erworben wurden,

6. nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzuführenden 
Gesprächs mit den Bewerberinnen und Bewerbern, das Auf-
schluss über deren Motivation und Eignung geben soll,

7. nach einer Verbindung von Maßstäben nach den Nummern 1 bis 6.
Bei der Auswahlentscheidung der Hochschule muss dem Grad der 
Qualifikation ein maßgeblicher Einfluss gegeben werden. Daneben 
ist mindestens ein weiteres Auswahlkriterium zugrunde zu legen. 
Die Gewichtung nach Einzelnoten oder Ergebnissen von Studien-
modulen darf nicht das einzige Auswahlkriterium im Sinne des Sat-
zes 3 sein. Soll die Teilnehmerzahl an den Auswahlverfahren be-
grenzt werden, entscheidet die Hochschule über die Teilnahme nach 
einem der in Satz 1 Nummer 1 bis 7 genannten Maßstäbe. Die nähe-
re Ausgestaltung des Verfahrens und die Auswahl der Kriterien re-
gelt die Hochschule durch Satzung, die der Bestätigung der für 
Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung bedarf. Verfahren und 
Kriterien sind in der Satzung so zu gestalten, dass niemand mittelbar 
oder unmittelbar auf Grund des Geschlechts, der ethnischen Her-
kunft, der Religion oder Weltanschauung, der Behinderung oder se-
xuellen Identität diskriminiert wird. Das Bestätigungsverfahren er-
streckt sich auf die Überprüfung der Rechtmäßigkeit und der 
Zweckmäßigkeit der Satzung. Gebühren für die Durchführung des 
Auswahlverfahrens nach Satz 1 Nummer 1 bis 5 werden nicht er-
hoben. Soweit Gebühren für die Durchführung des Auswahlverfah-
rens erhoben werden, dürfen diese 25 Euro pro Aufnahmeverfahren 
nicht übersteigen. Im Falle der Immatrikulation wird die Aufnahme-
gebühr mit der Immatrikulationsgebühr verrechnet.

(3) Die §§ 12, 13 und 14 gelten entsprechend.

§ 16 
Auswahlverfahren für weiterbildende 

Masterstudiengänge
Bei der Auswahlentscheidung der Hochschule über die Zulassung 

zu weiterbildenden Masterstudiengängen ist der Eignung maßgeb-
licher Einfluss zu geben. Die Feststellung der Eignung richtet sich 
auch nach den beruflichen Erfahrungen. Das Nähere sowie das Ver-
fahren regelt die Hochschule durch Satzung. Die Bestätigung der 
Satzung wird durch die Hochschulleitung unter dem Gesichtspunkt 
der Rechtmäßigkeit erteilt. Soweit Gebühren für die Durchführung 
des Auswahlverfahrens erhoben werden, dürfen diese 25 Euro pro 
Aufnahmeverfahren nicht übersteigen.

§ 17 
Übergang von Bachelorstudiengängen 

in Masterstudiengänge
Der Übergang von Bachelorstudiengängen in Masterstudiengänge 

ohne Zeitverzögerung muss durch die Hochschulen des Landes 
Berlin gesichert werden. Die Aufnahmekapazitäten der jeweiligen 
Hochschule sind dabei erschöpfend zu nutzen.

Abschnitt 4 
Übergangs-, Schluss- und sonstige Vorschriften

§ 18 
Stiftungsrat

Die Vertreterin oder der Vertreter der Hochschulen des Landes 
Berlin im Stiftungsrat der Stiftung für Hochschulzulassung und ihre 
oder seine Stellvertreterin oder ihr oder sein Stellvertreter werden 
für die Dauer von drei Jahren von den Leiterinnen oder Leitern der 
Hochschulen des Landes Berlin aus dem Kreis der von den Akade-
mischen Senaten der Hochschulen benannten Bewerberinnen und 
Bewerber bestimmt. Jede Hochschule kann eine Bewerberin oder 
einen Bewerber vorschlagen; die Bewerberinnen oder Bewerber 
müssen hauptberufliche Angehörige der Hochschulen sein, von 
denen sie vorgeschlagen werden.

§ 19 
Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen

Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung wird ermäch-
tigt, folgende Regelungen durch Rechtsverordnung zu treffen:
1. Regelungen zur Studienplatzvergabe durch die Stiftung für 

Hochschulzulassung gemäß Artikel 12 Absatz 1 des Staatsver-
trages,

2. Regelungen zur Studienplatzvergabe durch die Hochschulen
a) in den Vorabquoten und Hauptquoten im Zentralen Vergabe-

verfahren nach den §§ 8 und 9,
b) in den Vorabquoten und Hauptquoten im örtlichen Vergabe-

verfahren nach den §§ 10 und 11,
c) für besondere Studiengänge nach § 13,
d) für höhere Fachsemestern nach § 14,
e) für konsekutive und weiterführende Masterstudiengänge 

nach den §§ 15 und 16,
3. verfahrensrechtliche Regelungen einschließlich Regelungen zu 

einer optionalen Einbeziehung von elektronischen Verfahren zur 
Studienplatzvergabe durch die Hochschulen,

4. Bestimmungen zu dem Ausgleichsverfahren nach § 11 Absatz 2.

§ 20 
Übergangsvorschrift, Anpassung 

von Satzungsrecht
(1) Die das Zentrale Vergabeverfahren betreffenden Bestimmun-

gen dieses Gesetzes finden erstmals auf das nach dem Inkrafttreten 
des Staatsvertrages unmittelbar nachfolgende Vergabeverfahren, 
frühestens jedoch auf das Vergabeverfahren zum Sommersemester 
2020, Anwendung; Artikel 18 des Staatsvertrages bleibt unberührt.
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(2) Die Hochschulen haben diesem Gesetz widersprechende Sat-
zungsbestimmungen in Studiengängen des örtlichen Vergabever-
fahrens bis spätestens zum Auswahlverfahren für das Wintersemes-
ter 2021/22 an die Bestimmungen dieses Gesetzes anzupassen. Bis 
zur Anpassung nach Satz 1, längstens jedoch bis einschließlich zum 
Sommersemester 2021, gelten für das örtliche Verfahren die vor 
dem Inkrafttreten des Berliner Hochschulzulassungsgesetzes vom  
9. Oktober 2019 (GVBl. S. 695) geltenden Bestimmungen. Für die 
Wartezeit im örtlichen Verfahren (§ 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2) 
finden die Bestimmungen dieses Gesetzes bereits ab Inkrafttreten 
Anwendung.

Artikel 3 
Änderung der Hochschulzulassungsverordnung

Die Hochschulzulassungsverordnung vom 4. April 2012 (GVBl. 
S. 111), die zuletzt durch Artikel 2 Absatz 2 des Gesetzes vom  
9. Oktober 2019 (GVBl. S. 688) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:
1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 12 wird wie folgt gefasst:
„§ 12   Auswahl nach dem Ergebnis der Hochschulzugangs-

berechtigung“
b) Die Angabe zu § 16 wird wie folgt gefasst:

„§ 16 (aufgehoben)“
c) In der Angabe zu Teil 5 werden nach dem Wort „Verfahrens“ 

ein Komma und die Wörter „Vergabe freier Studienplätze“ 
angefügt.

d) Die Angabe zu § 30 wird wie folgt gefasst:
„§ 30   Vergabe verfügbar gebliebener oder wieder verfügbar 

gewordener Studienplätze“
2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 5 wird das Komma am Ende durch einen 

Punkt ersetzt.
bb) Nummer 6 wird aufgehoben.

b) Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben.
c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Für die Datenverarbeitung durch die Hochschulen 
sowie für die Übermittlung von personenbezogenen Daten 
zwischen den Hochschulen und der Stiftung gelten die Stu-
dierendendatenverordnung vom 9. November 2005 (GVBl. 
S. 720), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom  
25. Februar 2016 (GVBl. S. 58) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung sowie ergänzend das Berliner 
Datenschutzgesetz vom 13. Juni 2018 (GVBl. S. 418) in der 
jeweils geltenden Fassung.“

3. In § 3 Absatz 2 wird die Angabe „§ 7“ durch die Angabe „§ 10“ 
ersetzt.

4. § 6 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 Halbsatz 1 sowie Nummer 2 und 3 werden 
jeweils die Wörter „vom Hundert“ durch das Wort „Pro-
zent“ ersetzt.

bb) In Nummer 4 Satz 1 werden die Wörter „vom Hundert“ 
durch das Wort „Prozent“ und die Angabe „§ 7“ durch 
die Angabe „§ 10“ ersetzt.

cc) In Nummer 5 werden die Wörter „vom Hundert“ durch 
das Wort „Prozent“ und die Angabe „§ 7“ durch die An-
gabe „§ 10“ ersetzt.

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Neben den in Absatz 1 genannten Quoten wird eine weitere 
Quote für Bewerber und Bewerberinnen mit einer Studien-
berechtigung nach § 11 des Berliner Hochschulgesetzes in 
der jeweils geltenden Fassung gebildet (§ 10 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 7 des Berliner Hochschulzulassungsgesetzes), die 
mindestens 4 vom Hundert beträgt.“

c) In Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 werden jeweils die 
Wörter „ ,für die Studiengänge der Charité – Universitäts-
medizin Berlin der Medizinsenat,“ gestrichen.

5. § 7 wird wie folgt gefasst:

„§ 7 
Hochschulquoten

Die Studienplatzvergabe durch die einzelne Hochschule nach 
Abzug der Vorabquoten richtet sich nach § 11 des Berliner 
Hochschulzulassungsgesetzes.“

6. In § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 und 8 wird jeweils die Angabe 
„§ 7“ durch die Angabe „§ 10“ ersetzt.

7. § 10 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird aufgehoben.
b) Absatz 2 wird Absatz 1 und in Satz 1 werden die Wörter 

„Absatz 1 Satz 1“ durch die Wörter „§ 7 Absatz 2 Satz 1 des 
Berliner Hochschulzulassungsgesetzes“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird Absatz 2 und nach den Wörtern „auf Grund“ 
wird das Wort „eines“ eingefügt.

d) Absatz 4 wird Absatz 3 und nach den Wörtern „nach einem 
Dienst auf Grund“ wird das Wort „eines“ eingefügt.

8. § 12 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden die Wörter „Grad der Qualifika-

tion“ durch die Wörter „Ergebnis der Hochschulzugangsbe-
rechtigung“ ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „die Durchschnittsnote“ 

durch die Wörter „das Ergebnis der Hochschulzugangs-
berechtigung (Durchschnittsnote)“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „der Anlage“ durch das 
Wort „Anlage“ ersetzt.

9. § 13 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 8“ durch die Angabe „§ 11“ 
ersetzt.

bb) Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.
b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „§ 8 Absatz 3 Satz 1 

Nummer 7“ durch die Wörter „§ 11 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 2 Buchstabe f“ ersetzt.

c) In Absatz 3 werden die Wörter „§ 8 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 7“ durch die Wörter „§ 11 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 
Buchstabe f“ ersetzt.

10. § 14 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 5 Nummer 1 werden die Wörter „Artikel 24 des 

Gesetzes vom 20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854)“ durch 
die Wörter „Artikel 14 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 
(BGBl.  I S. 2581)“ ersetzt.

b) In Absatz 7 wird die Angabe „16“ durch die Angabe „sie-
ben“ ersetzt.

11. In § 15 Satz 3 wird die Angabe „§ 7“ durch die Angabe „§ 10“ 
ersetzt.

12. § 16 wird aufgehoben.
13. In § 17 Absatz 1 werden die Angabe „§ 7a Absatz 2“ durch die 

Angabe „§ 10 Absatz 3“, die Wörter „§ 6 Absatz 1 Nummer 1“ 
durch die Wörter „§ 10 Absatz 1 Nummer 3 des Berliner Hoch-
schulzulassungsgesetzes“ und die Wörter „§ 1 Absatz 3 Satz 2“ 
durch die Wörter „§ 2 Absatz 2 des Berliner Hochschulzulas-
sungsgesetzes“ ersetzt.

14. § 18 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „Errichtung einer gemeinsa-

men Einrichtung für“ gestrichen und die Angabe „5. Juni 
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2008 (GVBl. S. 310)“ durch die Angabe „21./23. März 2019 
und 4. April 2019 (GVBl. S.  695)“ ersetzt.

b) In Absatz 3 werden die Wörter „§ 1 Absatz 3 Satz 2“ durch 
die Wörter „§ 2 Absatz 2 des Berliner Hochschulzulassungs-
gesetzes“ ersetzt.

15. In § 21 Absatz 2 wird nach den Wörtern „Bewerberinnen ange-
boten“ ein Komma eingefügt.

16. In § 24 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „bis“ durch das Wort 
„und“ ersetzt.

17. In § 25 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 10 Absatz 1“ durch 
die Wörter „§ 7 Absatz 1 Satz 1 des Berliner Hochschulzulas-
sungsgesetzes“ ersetzt.

18. In § 28 Satz 1 wird die Angabe „§ 9“ durch die Angabe „§ 14“ 
ersetzt.

19. In der Überschrift zu Teil 5 werden nach dem Wort „Verfahrens“ 
ein Komma und die Wörter „Vergabe freier Studienplätze“ an-
gefügt.

20. In der Überschrift zu § 30 werden nach dem Wort „gebliebener“ 
die Wörter „oder wieder verfügbar gewordener“ eingefügt.

21. § 31 wird wie folgt gefasst:

„§ 31 
Veröffentlichung von Satzungen 

durch die Hochschule
Satzungen gemäß § 6 Absatz 2 und 3 und § 8 Absatz 1 dieser 

Verordnung sowie nach § 11 Absatz 1 Satz 5 des Berliner Hoch-
schulzulassungsgesetzes sind vor Ablauf der Bewerbungsfrist 
hochschulüblich bekannt zu machen.“

22. In § 32 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „die“ gestrichen.
23. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 12 wird folgender Absatz 13 eingefügt:
„(13) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die an einer 

Europäischen Schule erworben wurden, sind die Richtlinien 
zur Behandlung und Bewertung des Europäischen Abitur-
zeugnisses und von an offiziellen Europäischen Schulen und 
an akkreditierten Europäischen Schulen erbrachten Einzel-

leistungen, Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 14. 
Juni 2018 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonfe-
renz Nr. 1071) anzuwenden.“

b) Die bisherigen Absätze 13 und 14 werden die Absätze 14 
und 15.

Artikel 4 
Inkrafttreten

(1) Artikel 1 dieses Gesetzes tritt am Tage nach der Verkündung 
im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Im Übrigen 
tritt dieses Gesetz mit Inkrafttreten des Staatsvertrages über die 
Hochschulzulassung vom 21./23. März 2019 und 4. April 2019 
(GVBl. S. 695) in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag in Kraft tritt, wird im Ge-
setz- und Verordnungsblatt für Berlin bekannt gemacht.

(3) Mit dem Inkrafttreten des Staatsvertrages tritt das Berliner 
Hochschulzulassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Juni 2005 (GVBl. S. 393), das zuletzt durch Artikel 2 Ab-
satz 1 des Gesetzes vom 9. Oktober 2019 (GVBl. S. 688) geändert 
worden ist, außer Kraft. Verordnungen, die auf seiner Grundlage 
erlassen wurden, bleiben bis zum Erlass der entsprechenden Ver-
ordnungen auf der Grundlage dieses Gesetzes in Kraft.

Berlin, den 9. Oktober 2019

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Michael  M ü l l e r
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2. die Festlegung einer verbindlichen Reihenfolge der Zulassungs-
anträge der Bewerberinnen und Bewerber unter Berücksichti-
gung ihrer Präferenzen,

3. der Ausschluss der Bewerberinnen und Bewerber, die ein Zu-
lassungsangebot angenommen oder eine Zulassung erhalten ha-
ben, von der weiteren Teilnahme am Dialogorientierten Service-
verfahren,

4. Fristen für Entscheidungen der Bewerberinnen und Bewerber zu 
Zulassungsangeboten.

(3) Zulassungsanträge und Zulassungsangebote im Sinne dieses 
Staatsvertrages schließen die entsprechenden Anträge und Angebote 
in Anmeldeverfahren für zulassungsfreie Studiengänge ein.

Artikel 3 
Organe der Stiftung

1Die Organe der Stiftung, ihre Zusammensetzung, Aufgaben und 
Verfahren regelt das Errichtungsgesetz. 2Dabei muss gewährleistet 
sein, dass
1. dem Entscheidungsorgan alle Länder angehören und die Hoch-

schulen mit derselben Anzahl von Mitgliedern vertreten sind,
2. in Angelegenheiten nach Artikel 2 Absatz 1 Nummer 1 Be-

schlüsse, mit Ausnahme solcher nach Artikel 13 Absatz 1 Num-
mer 1, nicht gegen die Mehrheit der Hochschulen zustande kom-
men,

3. in Angelegenheiten nach Artikel 2 Absatz 1 Nummer 2 allein die 
Länder stimmberechtigt sind.

Abschnitt 2 
Serviceleistungen

Artikel 4 
Dienstleistungsaufgabe

Nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts unterstützt die Stif-
tung die sie beauftragenden Hochschulen bei der Durchführung der 
örtlichen Zulassungs- und Anmeldeverfahren insbesondere durch 
den Betrieb eines Bewerbungsportals mit Information und Beratung 
der Studienbewerberinnen und -bewerber, Aufbereitung der Bewer-
berdaten, Abgleich der Mehrfachzulassungs- und Mehrfachstudien-
möglichkeiten sowie Vermittlung von nichtbesetzten Studienplät-
zen.

Abschnitt 3 
Zentrales Vergabeverfahren

Artikel 5 
Aufgaben im Zentralen Vergabeverfahren

(1) Im Zentralen Vergabeverfahren hat die Stiftung die Aufgabe
1. Studienplätze für das erste Fachsemester an Hochschulen in 

Auswahlverfahren in den Quoten nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 
Nummern 1, 2 und 4 sowie Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 und, soweit die Stiftung zuständig ist, nach Artikel 9 Ab-
satz 1 Satz 2 zu vergeben,

2. die Hochschulen bei der Durchführung der Auswahlverfahren 
nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 und, soweit 
die Hochschulen zuständig sind, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 
zu unterstützen,

3. für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von Zulassungszah-
len zu sorgen.

(2) 1Die Vergabe der Studienplätze erfolgt für Deutsche sowie für 
ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, die Deutschen 
gleichgestellt sind. 2Deutschen gleichgestellt sind Staatsangehörige 

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen
(im Folgenden: „die Länder“ genannt)
schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Abschnitt 1 
Aufgaben der Stiftung

Artikel 1 
Gemeinsame Einrichtung für 

Hochschulzulassung
(1) 1Die Länder betreiben im Zusammenwirken mit der Hoch-

schulrektorenkonferenz eine gemeinsame Einrichtung für Hoch-
schulzulassung. 2Die gemeinsame Einrichtung ist nach dem Recht 
des Landes Nordrhein-Westfalen als Stiftung des öffentlichen 
Rechts durch das Gesetz zur Errichtung einer Stiftung „Stiftung für 
Hochschulzulassung“ vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 710, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Januar 2012, GV. NRW. 
S. 90, im Folgenden: Errichtungsgesetz) mit Sitz in Dortmund er-
richtet.

(2) Die Stiftung trägt die Bezeichnung „Stiftung für Hochschul-
zulassung“ (im Folgenden: Stiftung).

Artikel 2 
Aufgaben der Stiftung; 

Dialogorientiertes Serviceverfahren
(1) Die Stiftung hat die Aufgabe, 

1. nach Maßgabe des nachfolgenden Abschnitts 2 die Hochschulen 
bei der Durchführung der örtlichen Zulassungsverfahren und der 
Durchführung von Anmeldeverfahren in zulassungsfreien Stu-
diengängen zu unterstützen (Serviceleistungen),

2. nach Maßgabe des nachfolgenden Abschnitts 3 das Zentrale 
Vergabeverfahren durchzuführen. 

(2) 1Nach Maßgabe einer Rechtsverordnung nach Artikel 12 führt 
die Stiftung die in den Verfahren nach Absatz 1 abgegebenen Zu-
lassungsanträge der Bewerberinnen und Bewerber in ihrem Web-
portal zusammen und führt den Abgleich von Mehrfachzulassungs- 
und Mehrfachstudienmöglichkeiten für die Verfahren nach Absatz 1 
in einem gemeinsamen Verfahren durch (Dialogorientiertes Service-
verfahren). 2Für das Dialogorientierte Serviceverfahren wird insbe-
sondere geregelt:
1. die Beschränkung der Anzahl der Zulassungsanträge je Bewer-

berin oder Bewerber, wobei die Zahl von bundesweit zwölf Zu-
lassungsanträgen nicht unterschritten werden darf; Artikel 8 Ab-
satz 1 Satz 3 bleibt unberührt,

Anlage zu Artikel 1

Staatsvertrag 
über die Hochschulzulassung
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lassungszahlen festgesetzt sind und zu erwarten ist, dass die Bewer-
berzahl die Gesamtzahl der zur Verfügung stehenden Studienplätze 
übersteigt. 2Weitere Studiengänge können unter den Voraussetzun-
gen des Satzes 1 einbezogen werden, soweit nicht wegen der Art der 
Zugangsvoraussetzungen den Hochschulen die Entscheidung vor-
behalten wird. 3Das Gleiche gilt, wenn aus anderen Gründen eine 
zentrale Vergabe der Studienplätze sinnvoll ist. 4Die Einbeziehung 
eines Studiengangs ist aufzuheben, wenn die Voraussetzungen dafür 
entfallen sind oder ein Bedarf für eine zentrale Vergabe der Studien-
plätze nicht mehr besteht.

Artikel 8 
Auswahlverfahren

(1) 1Die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber richtet sich 
nach den Artikeln 9 und 10 sowie nach den Bestimmungen dieses 
Artikels. 2Ein Zulassungsantrag nach Artikel 2 Absatz 2 ermöglicht 
im Verfahren nach Artikel 2 Absatz 1 Nummer 2 Bewerbungen an 
allen Studienorten eines Studiengangs; dieser Zulassungsantrag 
zählt als ein Antrag im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1. 3Unbeschadet der Regelungen in Artikel 10 Absatz 6 Halb-
satz 2 kann die Teilnahme in den Verfahren nach Artikel 10 Absatz 1 
Satz 1 Nummern 2 und 3 durch Rechtsverordnung nach Artikel 12 je 
Studiengang beschränkt werden; die Teilnahmemöglichkeit an sechs 
Hochschulen darf nicht unterschritten werden.

(2) Wer geltend macht, aus nicht selbst zu vertretenden Umstän-
den daran gehindert gewesen zu sein, einen für die Berücksichtigung 
bei der Auswahl nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechti-
gung (Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 und 3) besseren Wert 
zu erreichen, wird mit dem nachgewiesenen Wert an der Vergabe der 
Studienplätze in diesen Quoten beteiligt.

(3) 1Den Bewerberinnen und Bewerbern dürfen keine Nachteile 
entstehen 
1. aus der Erfüllung von Dienstpflichten nach Artikel 12a des 

Grundgesetzes und der Übernahme solcher Dienstpflichten und 
entsprechender Dienstleistungen auf Zeit bis zur Dauer von drei 
Jahren,

2. aus der Ableistung eines freiwilligen Wehrdienstes als besonde-
res staatsbürgerliches Engagement nach dem Soldatengesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mai 2005 (BGBl. I 
S. 1482), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Dezember 2018 
(BGBl. I S. 2387), in der jeweils geltenden Fassung,

3. aus der Ableistung eines Bundesfreiwilligendienstes nach dem 
Bundesfreiwilligendienstgesetz vom 28. April 2011 (BGBl. I 
S. 687), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Oktober 2015 
(BGBl. I S. 1722), in der jeweils geltenden Fassung,

4. aus dem Entwicklungsdienst nach dem Entwicklungshelfer-Ge-
setz vom 18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228), in der jeweils gel-
tenden Fassung,

5. aus der Ableistung eines Jugendfreiwilligendienstes im Sinne 
des Jugendfreiwilligendienstegesetzes vom 16. Mai 2008 
(BGBI. I S. 842), geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 
2011 (BGBl. I S. 2854), in der jeweils geltenden Fassung oder 
im Rahmen eines von der Bundesregierung geförderten Modell-
projektes,

6. aus der Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jahren oder 
einer pflegebedürftigen Person aus dem Kreis der sonstigen An-
gehörigen bis zur Dauer von drei Jahren. 

2Bewerberinnen und Bewerber nach Satz 1 werden nach Maßgabe 
einer Rechtsverordnung nach Artikel 12 auf Grund eines früheren 
Zulassungsanspruchs vor der Auswahl der Bewerberinnen und Be-
werber nach Artikel 9 und 10 zugelassen. 3Sofern mehr Bewerberin-
nen und Bewerber nach Satz 1 zuzulassen sind als Plätze zur Verfü-
gung stehen, entscheidet das Los. 4Stehen nach Zulassung der 
Bewerberinnen und Bewerber nach Satz 1 nicht genügend Plätze für 
alle Quoten nach Artikel 9 Absatz 1 zur Verfügung, werden die Plät-
ze in der Reihenfolge des Artikels 9 Absatz 1 vergeben.

eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union sowie sonsti-
ge ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, die eine deutsche 
Hochschulzugangsberechtigung besitzen. 3Verpflichtungen zur 
Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf Grund zwi-
schenstaatlicher Vereinbarungen sind zu berücksichtigen.

Artikel 6 
Kapazitätsermittlung und Festsetzung 

von Zulassungszahlen
(1) 1Für die Vergabe von Studienplätzen in Studiengängen, die in 

das Zentrale Vergabeverfahren einbezogen sind, sind Zulassungs-
zahlen nach Artikel 12 Absatz 1 Nummer 8 und nach Maßgabe des 
Landesrechts festzusetzen. 2Zulassungszahl ist die Zahl der von der 
einzelnen Hochschule höchstens aufzunehmenden Bewerberinnen 
und Bewerber in einem Studiengang. 3Sie wird auf der Grundlage 
der jährlichen Aufnahmekapazität festgesetzt. 4Zulassungszahlen 
dürfen nur für einen bestimmten Zeitraum, höchstens für die Dauer 
eines Jahres, festgesetzt werden.

(2) 1Die Zulassungszahlen sind so festzusetzen, dass nach Maß-
gabe der haushaltsrechtlichen Vorgaben und unter Berücksichtigung 
der räumlichen und fachspezifischen Gegebenheiten eine erschöp-
fende Nutzung der Ausbildungskapazität erreicht wird; die Qualität 
in Forschung und Lehre, die geordnete Wahrnehmung der Aufgaben 
der Hochschule, insbesondere in Forschung, Lehre und Studium 
sowie in der Krankenversorgung, sind zu gewährleisten. 2Bei der 
Erprobung neuer Studiengänge und -methoden, bei der Neuordnung 
von Studiengängen und Fachbereichen und beim Aus- oder Aufbau 
der Hochschulen können Zulassungszahlen abweichend von Satz 1 
festgesetzt werden.

(3) 1Die jährliche Aufnahmekapazität wird auf der Grundlage des 
Lehrangebots, des Ausbildungsaufwands und weiterer kapazitäts-
bestimmender Kriterien ermittelt. 2Dem Lehrangebot liegen die 
Stellen für das hauptamtlich tätige wissenschaftliche Personal, so-
weit ihm Lehraufgaben übertragen sind, die Lehraufträge und die 
dienstrechtlichen Lehrverpflichtungen zugrunde unter Berücksichti-
gung festgelegter Reduzierungen, insbesondere im medizinischen 
Bereich für Krankenversorgung und diagnostische Leistungen. 3Der 
Ausbildungsaufwand ist durch studiengangspezifische Normwerte 
festzusetzen, die den Aufwand festlegen, der für die ordnungsgemä-
ße Ausbildung einer oder eines Studierenden in dem jeweiligen 
Studiengang erforderlich ist. 4Bei der Festsetzung von Normwerten 
sind ausbildungsrechtliche Vorschriften sowie der Ausbildungsauf-
wand in gleichartigen und vergleichbaren Studiengängen zu beach-
ten. 5Die Normwerte haben eine gleichmäßige und erschöpfende 
Auslastung der Hochschulen zu gewährleisten; in diesem Rahmen 
sind die Hochschulen bei der Gestaltung von Lehre und Studium 
frei. 6Die Normwerte werden durch Rechtsverordnung nach Arti-
kel 12 festgesetzt. 7Weitere kapazitätsbestimmende Kriterien sind 
insbesondere die räumlichen und sächlichen Gegebenheiten, zusätz-
liche Belastungen auf Grund der bisherigen Entwicklung der Stu-
dienanfängerzahl und der Zahl der Studierenden, die Ausstattung 
mit nichtwissenschaftlichem Personal, das Verbleibeverhalten der 
Studierenden (Schwund) und die besonderen Gegebenheiten in den 
medizinischen Studiengängen, insbesondere eine ausreichende Zahl 
von für die Lehre geeigneten Patientinnen und Patienten.

(4) Vor der Festsetzung von Zulassungszahlen legt die Hochschu-
le der zuständigen Landesbehörde einen Bericht mit ihren Kapazi-
tätsberechnungen vor.

(5) Bei der Feststellung der Aufnahmekapazität gemäß Absatz 3 
bleiben Maßnahmen zum Ausgleich zusätzlicher Belastungen auf 
Grund der bisherigen Entwicklung der Studienanfängerzahl und der 
Zahl der Studierenden unberücksichtigt; sie sind gesondert auszu-
weisen.

Artikel 7 
Einbeziehung von Studiengängen

1Die Studiengänge Medizin, Zahnmedizin, Tiermedizin und Phar-
mazie sind in das Zentrale Vergabeverfahren einbezogen, solange 
für alle den jeweiligen Studiengang anbietenden Hochschulen Zu-
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(4) Wer zum Bewerbungsstichtag das 55. Lebensjahr vollendet 
hat, wird an einem Auswahlverfahren nur beteiligt, wenn für das 
beabsichtigte Studium unter Berücksichtigung der persönlichen Si-
tuation schwerwiegende wissenschaftliche oder berufliche Gründe 
sprechen.

(5) Studienplätze nach Artikel 11 Absatz 3, bei denen die Zulas-
sung auf den ersten Teil des Studiengangs beschränkt ist, weil das 
Weiterstudium an einer deutschen Hochschule nicht gewährleistet 
ist, können auch durch das Los vergeben werden.

Artikel 9 
Vorabquoten

(1) 1In einem Auswahlverfahren sind bis zu 20 Prozent der zur 
Verfügung stehenden Studienplätze vorzubehalten für:
1. Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des Zu-

lassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde,
2. Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechen-

der Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen be-
sonderen öffentlichen Bedarfs auszuüben,

3. ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht 
Deutschen gleichgestellt sind,

4. Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem 
anderen Studiengang abgeschlossen haben (Bewerberinnen und 
Bewerber für ein Zweitstudium). 

2Ferner kann nach Maßgabe des Landesrechts im Rahmen der Kapa-
zität nach Satz 1 eine Quote für in der beruflichen Bildung Qualifi-
zierte, die über keine sonstige Studienberechtigung verfügen, vor-
gesehen werden; wird die Quote nicht gebildet, erfolgt eine 
Beteiligung am Verfahren nach Artikel 10.

(2) 1Die Quoten nach Absatz 1 werden für die Studienplätze je 
Studienort gebildet; je gebildeter Quote ist mindestens ein Studien-
platz zur Verfügung zu stellen. 2Daneben kann bestimmt werden, 
dass der Anteil der Studienplätze für die Bewerbergruppen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 an der Gesamtzahl der Stu-
dienplätze je Bewerbergruppe nicht größer sein darf als der Anteil 
der jeweiligen Bewerbergruppe an der Bewerbergesamtzahl. 3Nicht 
in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Ab-
satz 1 werden nach Artikel 10 Absatz 1 vergeben.

(3) Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere, vor 
allem soziale und familiäre Gründe in der Person der Bewerberin 
oder des Bewerbers die sofortige Aufnahme des Studiums zwingend 
erfordern.

(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 
werden nach den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und nach 
den für die Bewerbung für ein weiteres Studium maßgeblichen 
Gründen ausgewählt.

(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 2 werden 
nach Maßgabe des Landesrechts nach dem Grad der Eignung für 
den gewählten Studiengang und die sich typischerweise anschlie-
ßenden Berufstätigkeiten ausgewählt.

(6) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 bis 4 und 
Satz 2 unterfällt, kann nicht im Verfahren nach Artikel 10 zugelassen 
werden; Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberührt.

(7) 1Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 1, 2 
und 4 sowie Satz 2 Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer 
dem Personenkreis nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 angehört; im 
Falle des Absatzes 1 Satz 2 können durch Rechtsverordnung nach 
Artikel 12 weitere Kriterien vorgesehen werden. 2Besteht danach 
noch Ranggleichheit, entscheidet das Los.

Artikel 10 
Hauptquoten

(1) 1Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug der Studien-
plätze nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 2 und Artikel 9 verbleibenden 
Studienplätze an jeder Hochschule nach folgenden Grundsätzen 
vergeben:

1. zu 30 Prozent durch die Stiftung nach dem Ergebnis der Hoch-
schulzugangsberechtigung,

2. zu 10 Prozent durch die Hochschulen nach dem Ergebnis eines 
Auswahlverfahrens nach Absatz 2,

3. im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis eines Aus-
wahlverfahrens nach Absatz 3.

2Die Länder tragen dafür Sorge, dass die Abiturdurchschnittsnoten 
innerhalb eines Landes und im Verhältnis der Länder untereinander 
hinsichtlich der jeweiligen Anforderungen und Bewertungen annä-
hernd vergleichbar sind. 3Solange deren annähernde Vergleichbar-
keit im Verhältnis der Länder untereinander nicht gewährleistet ist, 
erfolgt ein entsprechender Ausgleich bei der Auswahl der Bewerbe-
rinnen und Bewerber auf Basis von Prozentrangverfahren und unter 
Bildung von Landesquoten. 4Die Quote eines Landes bemisst sich 
zu einem Drittel nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der Bewer-
berinnen und Bewerber für die nach Artikel 7 einbezogenen Stu-
diengänge (Bewerberanteil) und zu zwei Dritteln nach seinem An-
teil an der Gesamtzahl der Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjähri-
gen (Bevölkerungsanteil); für die Länder Berlin, Bremen und Ham-
burg werden die sich danach ergebenden Quoten um dreißig Prozent 
erhöht. 5Bei der Berechnung des Bewerberanteils werden nur Perso-
nen berücksichtigt, die eine Hochschulzugangsberechtigung besit-
zen, die von allen Ländern gegenseitig anerkannt ist.

(2) 1In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vergibt die je-
weilige Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des Landes-
rechts insbesondere
1. nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests,
2. nach dem Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher 

Verfahren, die von der Hochschule mit den Bewerberinnen und 
Bewerbern durchgeführt werden, um Aufschluss über deren 
Eignung für das gewählte Studium und den angestrebten Beruf 
zu erhalten,

3. nach der Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Be-
rufstätigkeit in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über 
die fachspezifische Eignung Auskunft gibt,

4. nach besonderen Vorbildungen, praktischen Tätigkeiten, außer-
schulischen Leistungen oder außerschulischen Qualifikationen, 
die über die fachspezifische Eignung Auskunft geben.

2Das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und deren Ein-
zelnoten werden nicht berücksichtigt. 3Durch Landesrecht kann der 
Kriterienkatalog nach Satz 1 eingeschränkt werden.

(3) 1In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 vergibt die je-
weilige Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des jeweiligen 
Landesrechts insbesondere
1. nach folgenden Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung:

a. Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das ge-
wählte Studium (Note und Punkte),

b. gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechti-
gung, die über die fachspezifische Eignung Auskunft geben;

2. nach folgenden Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsbe-
rechtigung:
a. Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests,
b. Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfah-

ren, die von der Hochschule mit den Bewerberinnen und Be-
werbern durchgeführt werden, um Aufschluss über deren 
Eignung für das gewählte Studium und den angestrebten Be-
ruf zu erhalten,

c. Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstä-
tigkeit in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft gibt,

d. besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschu-
lische Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die 
über die fachspezifische Eignung Auskunft geben.

2In die Auswahlentscheidung ist neben dem Ergebnis der Hoch-
schulzugangsberechtigung nach Satz 1 Nummer 1 mindestens ein 
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(4) Die Hochschule ist verpflichtet, die von der Stiftung Zugelas-
senen einzuschreiben, wenn die übrigen Einschreibvoraussetzungen 
vorliegen.

(5) Ein Widerspruchsverfahren gegen Bescheide der Stiftung fin-
det nicht statt.

(6) 1Beruht der Zulassungsbescheid der Hochschule oder der Stif-
tung auf falschen Angaben im Zulassungsantrag, wird er zurückge-
nommen; ist der Zulassungsbescheid sonst fehlerhaft, kann er zu-
rückgenommen werden. 2Nach Ablauf eines Jahres ist die Rücknah-
me des Zulassungsbescheides durch die Stiftung ausgeschlossen.

(7) Die Stiftung ist nach Maßgabe der Rechtsverordnungen nach 
Artikel 12 berechtigt, Versicherungen an Eides statt zu verlangen 
und abzunehmen.

Abschnitt 4 
Verordnungsermächtigung, Beschlussfassung, 

Staatlich anerkannte Hochschulen

Artikel 12 
Verordnungsermächtigung

(1) Die Länder bestimmen durch Rechtsverordnungen die Einzel-
heiten des Verfahrens und der dabei anzuwendenden inhaltlichen 
Kriterien, insbesondere:
1. die Auswahlkriterien (Artikel 8 und 9 sowie Artikel 10 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 1),
2. das Nähere zu Verfahren und Methoden der Herstellung einer 

annähernden Vergleichbarkeit der Abiturdurchschnittsnoten 
(Artikel 10 Absatz 1 Satz 3),

3. die Quoten nach Artikel 9 Absatz 1, insbesondere auch in Bezug 
auf den Erlass von Zulassungen, Zulassungsangeboten und Be-
scheiden in der Quote nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2,

4. im Fall des Artikels 2 Absatz 1 Nummer 2 den Ablauf des Be-
werbungsverfahrens, insbesondere die Fälle, in denen Bewer-
bungen an die Stiftung zu richten sind, einschließlich der Fris-
ten; dabei kann die Verpflichtung zur elektronischen 
Antragstellung und ein elektronischer Bescheidversand vorge-
sehen werden,

5. im Fall des Artikels 2 Absatz 1 Nummer 2 den Ablauf des Ver-
gabeverfahrens sowie die Vergabe nicht in Anspruch genomme-
ner oder aus anderen Gründen frei gebliebener Plätze auch an 
Bewerberinnen und Bewerber, die die Fristen versäumt haben, 

6. die Vergabe der Studienplätze nach Artikel 8 Absatz 5,
7. die Normwerte sowie die Kapazitätsermittlung nach Artikel 6,
8. die Festsetzung von Zulassungszahlen nach Artikel 6, soweit 

das Landesrecht dafür keine andere Rechtsform vorsieht,
9. die Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf Grund 

zwischenstaatlicher Vereinbarungen nach Artikel 5 Absatz 2 
Satz 3,

10. die Einzelheiten zur Durchführung des Dialogorientierten Ser-
viceverfahrens nach Artikel 2 Absatz 2.

(2) Die Rechtsverordnungen der Länder nach Absatz 1 müssen 
übereinstimmen, soweit dies für eine zentrale Vergabe der Studien-
plätze und für den Abgleich von Mehrfachzulassungsmöglichkeiten 
und -studienmöglichkeiten im Dialogorientierten Serviceverfahren 
notwendig ist.

Artikel 13 
Beschlussfassung

(1) Die Stiftung beschließt über
1. Vorschläge für die von den Ländern zu erlassenden Rechtsver-

ordnungen (Artikel 12),
2. die Einbeziehung von Studiengängen in das Zentrale Vergabe-

verfahren (Artikel 7 Sätze 2 und 3),
3. die Aufhebung der Einbeziehung (Artikel 7 Satz 4).

schulnotenunabhängiges Kriterium einzubeziehen; im Studiengang 
Medizin ist zusätzlich mindestens ein weiteres schulnotenunabhän-
giges Kriterium zu berücksichtigen. 3Mindestens ein schulnotenun-
abhängiges Kriterium ist erheblich zu gewichten. 4In die Auswahl-
entscheidung fließt mindestens ein fachspezifischer Studieneig-
nungstest nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a ein.

(4) 1Das jeweilige Landesrecht kann in den Quoten nach Absatz 1 
Satz 1 Nummern 2 und 3 Unterquoten zulassen oder festsetzen. 2Im 
Umfang von bis zu 15 Prozent der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 kann das Landesrecht abweichend von Absatz 3 Sätze 2 bis 4 
zulassen oder festsetzen, dass in einer Unterquote nach Satz 1 ein 
Kriterium oder mehrere Kriterien ausschließlich nach Absatz 3 
Satz 1 Nummer 1 oder ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 2 verwendet werden.

(5) 1Die Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 sind jeweils in stan-
dardisierter, strukturierter und qualitätsgesicherter Weise transparent 
anzuwenden. 2Sie müssen in ihrer Gesamtheit eine hinreichende 
Vorhersagekraft für den Studienerfolg und die sich typischerweise 
anschließenden Berufstätigkeiten gewährleisten. 3Wird ein Krite-
rium als einziges Kriterium verwendet, muss es eine hinreichende 
Vorhersagekraft für den Studienerfolg und die sich typischerweise 
anschließenden beruflichen Tätigkeiten haben.

(6) Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahl-
verfahren nach den Absätzen 2 und 3 kann nach Maßgabe des jewei-
ligen Landesrechts begrenzt werden; eine Vorauswahl nach dem 
Grad der Ortspräferenz darf nur für einen hinreichend beschränkten 
Anteil der nach den Absätzen 2 und 3 zu vergebenden Studienplätze 
und nur zur Durchführung aufwändiger individualisierter Auswahl-
verfahren erfolgen.

(7) 1Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Rang-
gleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach 
Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 angehört. 2Besteht danach noch Rang-
gleichheit, entscheidet das Los. 3In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 
Nummern 2 und 3 erfolgt eine Regelung durch das jeweilige Lan-
desrecht.

(8) 1Bei der Entscheidung über die Studienplatzvergabe ist zu-
nächst die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, dann die Quote 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und danach die Quote nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 3 abzuarbeiten. 2Durch Rechtsverordnung 
nach Artikel 12 kann für die Quoten nach Absatz 1 Nummern 2 und 
3 eine abweichende Reihenfolge festgelegt werden. 3Bewerberinnen 
und Bewerber, die in einer der Quoten ein Zulassungsangebot an-
genommen haben oder eine Zulassung erhalten haben, werden von 
der Teilnahme an weiteren Verfahren in den übrigen Quoten ausge-
schlossen.

(9) Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten 
nach Absatz 1 werden anteilig in den übrigen Quoten des Absatzes 1 
vergeben.

Artikel 11 
Verfahrensvorschriften

(1) 1In den Fällen des Artikels 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 
des Artikels 10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 werden Zulassun-
gen, Zulassungsangebote und Bescheide von der Hochschule erlas-
sen. 2Ein Widerspruchsverfahren gegen Bescheide der Hochschulen 
findet nicht statt.

(2) Die Stiftung ermittelt in den Quoten nach Artikel 9 Absatz 1 
Satz 1 Nummern 1, 2 und 4, Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
sowie in den Fällen des Artikels 8 Absatz 5 auf Grund der Bewer-
bungsunterlagen nach den jeweiligen Zulassungsbestimmungen, für 
welchen Zulassungsantrag eine Zulassung oder ein Zulassungsange-
bot erfolgen kann und erlässt den Zulassungsbescheid.

(3) Soweit an einer Hochschule für den ersten Teil eines Studien-
gangs eine höhere Ausbildungskapazität als für spätere Teile dieses 
Studiengangs besteht, wird der Zulassungsbescheid auf den ersten 
Teil des Studiengangs beschränkt.



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      75. Jahrgang      Nr. 29      22. Oktober 2019 707

(2) 1In diesen Angelegenheiten ist das Entscheidungsorgan der 
Stiftung beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Vertreterin-
nen und Vertreter der Länder anwesend ist. 2Ein Land kann die Ver-
treterin oder den Vertreter eines anderen Landes zur Ausübung des 
Stimmrechts ermächtigen.

(3) Für Beschlüsse nach Absatz 1 ist eine Mehrheit von drei Vier-
teln der Stimmen der Ländervertreterinnen und Ländervertreter er-
forderlich.

Artikel 14 
Staatlich anerkannte Hochschulen

1Staatlich anerkannte Hochschulen können auf Antrag des Landes 
mit Zustimmung des Trägers in das Zentrale Vergabeverfahren ein-
bezogen werden. 2Die Entscheidung trifft die Stiftung.

Abschnitt 5 
Finanzierung, Ordnungswidrigkeiten, 
Übergangs und Schlussbestimmungen

Artikel 15 
Finanzierung

(1) 1Zur Finanzierung der Aufgaben nach Artikel 2 Absatz 1 Num-
mer 1 einschließlich der insoweit anteiligen Finanzierung für die 
Durchführung des Dialogorientierten Serviceverfahrens erhebt die 
Stiftung von allen Hochschulen Beiträge; ausgenommen sind Hoch-
schulen, die ausschließlich künstlerische Studiengänge, duale Stu-
diengänge oder Fernstudiengänge anbieten, soweit diese Hochschu-
len nicht die Teilnahme am Verfahren erklären. 2Die Höhe und Fäl-
ligkeit der Beiträge legt die Stiftung in einer Beitragsordnung fest. 

(2) 1Zur Durchführung der Aufgaben nach Artikel 2 Absatz 1 
Nummer 2 verpflichten sich die Länder, der Stiftung die erforderli-
chen Mittel einschließlich der insoweit anteiligen Finanzierung für 
die Durchführung des Dialogorientierten Serviceverfahrens als Zu-
schuss zur Verfügung zu stellen. 2Der Betrag wird von den Ländern 
nach dem Königsteiner Schlüssel in der jeweils geltenden Fassung 
aufgebracht. 3Der Wirtschaftsplan der Stiftung bedarf der Zustim-
mung der Finanzministerkonferenz mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln. 4Die Anteilsbeträge der Länder werden im Laufe eines je-
den Haushaltsjahres in zwei Teilbeträgen zum 1. Januar und zum 1. 
Juli nach den Ansätzen des Wirtschaftsplans fällig. 5Über- und 
Minderzahlungen gegenüber dem sich nach der Jahresrechnung er-
gebenden Finanzbedarf werden bei dem zweiten Teilbetrag des fol-
genden Haushaltsjahres ausgeglichen.

Artikel 16 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer bei einer Bewerbung gegenüber 
der Stiftung vorsätzlich oder fahrlässig falsche Angaben über die für 
die Vergabe der Studienplätze maßgeblichen Daten macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünf-
tausend Euro geahndet werden.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 
Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Stiftung.

Artikel 17 
Auflösung der Zentralstelle

(1) 1Mit der Errichtung der Stiftung ist die gemäß Artikel 1 Ab-
satz 1 des Staatsvertrages über die Vergabe von Studienplätzen vom 
20. Oktober 1972 errichtete Zentralstelle für die Vergabe von Stu-
dienplätzen (im Folgenden: Zentralstelle) aufgelöst worden. 2Auf-
gaben, Rechte und Verbindlichkeiten der Zentralstelle sind auf die 
Stiftung übergegangen. 3Die Planstellen der Zentralstelle verbleiben 
bis zu ihrem Freiwerden als Planstellen ohne Besoldungsaufwand 
im Haushalt des Sitzlandes, das die darauf geführten Beamtinnen 
und Beamten zur Tätigkeit bei der Stiftung zuweist. 4Die Einzelhei-
ten regelt das Errichtungsgesetz.

(2) Die Stiftung erstattet im Rahmen des jährlichen Wirtschafts-
plans die Kosten für bereits vorhandene und zukünftige Versor-
gungsempfänger.

Artikel 18 
Übergangsregelungen

(1) 1In den Vergabeverfahren zum Sommersemester 2020 bis ein-
schließlich Wintersemester 2021/2022 in den Studiengängen Medi-
zin, Zahnmedizin und Tiermedizin wird im Auswahlverfahren nach 
Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 für die Bildung der Ranglisten 
als ein Kriterium zusätzlich die Dauer der Zeit seit dem Erwerb der 
für den gewählten Studiengang einschlägigen Hochschulzugangs-
berechtigung (Wartezeit) nach folgenden Maßgaben berücksichtigt:
1. In den Vergabeverfahren zum Sommersemester 2020 und zum 

Wintersemester 2020/2021 wird eine Wartezeit von 15 Semes-
tern und mehr neben Kriterien nach Artikel 10 Absatz 2 Satz 1 
mit 45 Prozent gewichtet. 

2. In den Vergabeverfahren zum Sommersemester 2021 und zum 
Wintersemester 2021/2022 wird eine Wartezeit von 15 Semes-
tern und mehr neben Kriterien nach Artikel 10 Absatz 2 Satz 1 
mit 30 Prozent gewichtet.

3. In den Nummern 1 und 2 nimmt die Gewichtung bei einer War-
tezeit von weniger als 15 Semestern linear ab.

4. Wer geltend macht, aus nicht selbst zu vertretenden Umständen 
daran gehindert gewesen zu sein, einen für die Berücksichtigung 
der Wartezeit besseren Wert zu erreichen, wird mit dem nach-
gewiesenen Wert an der Vergabe der Studienplätze beteiligt.

2Zeiten eines Studiums an einer deutschen Hochschule werden auf 
die Wartezeit nach Satz 1 nicht angerechnet; davon ausgenommen 
sind Zeiten eines Studiums auf Grund einer Zulassung nach Arti-
kel 11 Absatz 3. 3Bei Ranggleichheit gilt Artikel 10 Absatz 7 Sätze 1 
und 2 entsprechend.

(2) 1Für die Zeit, in der die technischen Voraussetzungen für die 
Anwendung der Kriterien und Verfahrensgrundsätze nach Artikeln 9 
und 10 nicht im vollen Umfang gegeben sind, gelten zur Gewähr-
leistung der effizienten und rechtssicheren Durchführung der Zu-
lassungsverfahren folgende Regelungen:
1. Die Länder können durch Rechtsverordnung Einschränkungen 

bei der Anwendung von Kriterien nach Artikeln 9 und 10 Ab-
satz 2, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 6 festlegen.

2. Abweichend von Artikel 10 Absatz 7 Satz 3 können die Länder 
durch Rechtsverordnung regeln, dass bei Ranggleichheit die 
Auswahl nach den Kriterien in Artikel 10 Absatz 7 Sätze 1 und 
2 auch für die Verfahren nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Num-
mern 2 und 3 erfolgt. 

2Die Länder legen in den Rechtsverordnungen die Dauer der Ein-
schränkungen nach Nummer 1 und der Abweichungen nach Num-
mer 2 fest.

(3) 1Für den Studiengang Pharmazie können die Länder durch 
Rechtsverordnung von der Anwendung des Artikels 10 Absatz 3 
Sätze 3 und 4 absehen. 2Für Verfahren nach Artikel 10 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 können sie durch Rechtsverordnung festlegen, 
dass Studienplätze nach den Regelungen des Artikels 10 Absatz 3 
unter Anwendung von Satz 1 vergeben werden. 3Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 bleibt unberührt.

Artikel 19 
Schlussvorschriften

(1) 1Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Tag des Monats in Kraft, der 
auf den Monat folgt, in dem die letzte Ratifikationsurkunde bei der 
Staatskanzlei des Sitzlandes der Stiftung hinterlegt ist. 2Er findet 
erstmals auf das nach seinem Inkrafttreten unmittelbar nachfolgende 
Vergabeverfahren, frühestens jedoch auf das Vergabeverfahren zum 
Sommersemester 2020, Anwendung. 3Der Staatsvertrag über die 
Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für Hochschulzulassung 
vom 5. Juni 2008 tritt mit Abschluss des Vergabeverfahrens außer 
Kraft, das dem Vergabeverfahren nach Satz 2 vorangeht.
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Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Berlin, den 21.03.2019  Peter Tschentscher

Für das Land Hessen
Wiesbaden, den 27.03.2019  Volker Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Berlin, den 21.03.2019  Manuela Schwesig

Für das Land Niedersachsen
Berlin, den 21.03.2019  Stephan Weil

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Berlin, den 21.03.2019  Armin Laschet

Für das Land Rheinland-Pfalz
Berlin, den 21.03.2019  Malu Dreyer

Für das Saarland
Berlin, den 21.03.2019  Tobias Hans

Für den Freistaat Sachsen
Berlin, den 21.03.2019  Michael Kretschmer

Für das Land Sachsen-Anhalt
Berlin, den 21.03.2019  Reiner Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein
Berlin, den 21.03.2019  Daniel Günther

Für den Freistaat Thüringen 
Berlin, den 21.03.2019  Bodo Ramelow

(2) Dieser Staatsvertrag kann von jedem Land durch schriftliche 
Erklärung gegenüber den übrigen vertragschließenden Ländern zum 
Schluss eines Kalenderjahres mit einer Frist von einem Jahr gekün-
digt werden.

(3) 1Nach Außerkrafttreten dieses Staatsvertrages ist die Stiftung 
aufzulösen. 2Bedienstete, die nach Auflösung der Zentralstelle der 
Stiftung zugewiesen oder von dieser übernommen wurden und die 
nicht durch Kündigung entlassen werden können, sind nach Mög-
lichkeit von den Ländern in geeignete Verwaltungsbereiche zu über-
nehmen. 3Die Vorschriften des Sitzlandes über die beamtenrechtli-
chen Folgen bei Auflösung von Behörden bleiben unberührt. 4Die 
Länder sind verpflichtet, dem Sitzland alle in Ausführung dieses 
Staatsvertrages entstehenden Aufwendungen für Verpflichtungen, 
die über das Ende dieses Staatsvertrages hinaus bestehen bleiben, 
anteilig nach Maßgabe des Königsteiner Schlüssels zu erstatten. 
5Über die Verwendung des von der Stiftung von der Zentralstelle 
übernommenen Vermögens beschließen die Kultusministerkonfe-
renz und die Finanzministerkonferenz der Länder mit einer Mehr-
heit von jeweils zwei Dritteln der Stimmen.

Für das Land Baden-Württemberg
Stuttgart, den 04.04.2019  Winfried Kretschmann

Für den Freistaat Bayern
Berlin, den 21.03.2019  Markus Söder

Für das Land Berlin
Berlin, den 21.03.2019  Michael Müller

Für das Land Brandenburg
Berlin, den 21.03.2019  Dietmar Woidke

Für die Freie Hansestadt Bremen
Berlin, den 21.03.2019  Carsten Sieling
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